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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Verwaltungs- Vollstreckungsgesetzes (VwVG) 

- Nr. 3981 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 

(24. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


Entwurf eines Verwaltungs-Vollstreckungs- 
gesetzes (VwVG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Entwurf eines Verwaltungs- Vollstreckungs- 
gesetzes (VwVG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Vollstreckung wegen Geldforderungen 

§ 1 

Vollstreckbare Geldforderungen 

(1) Die öffentlich-rechtlichen Geldforde- 
rungen des Bundes und der bundesunmittel- 
baren juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts (Behörden) werden nach den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes im Verwaltungs- 
wege vollstreckt. 

(2) Ausgenommen sind solche Öffentlich- 
rechtlichen Geldforderungen, die im Wege 
des Parteistreites vor den Verwaltungs- 
gerichten verfolgt werden oder für die ein 
anderer Rechtsweg als der Verwaltungsrechts- 
weg begründet ist. 

(3) Die Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung, des Sozialversicherungsrechts ein- 
schließlich der Arbeitslosenversicherung und 
der Justizbeitreibungsordnung bleiben un- 
berührt. 


§ 2 

Vollstreckungsschuldner 

(1) Als Vollstreckungsschuldner kann in 
Anspruch genommen werden: 

a) wer eine Leistung als Selbstschuldner 
schuldet; 


ERSTER ABSCHNITT 
Vollstreckung wegen Geldforderungen 


§ 1 


Vollstreckbare Geldforderungen 


(1) Die öffentlich-rechtlichen Geldforde- 
rungen des Bundes und der bundesunmittel- 
baren juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts werden nach den Bestimmungen die- 
ses Gesetzes im Verwaltungswege vollstreckt. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 2 


unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


b) wer für die Leistung, die ein anderer 
schuldet, persönlich haftet. 

(2) Wer zur Duldung der Zwangsvoll- 
streckung verpflichtet ist, wird dem Voll- 
streckungsschuldner gleichgestellt, soweit die 
Duldungspflicht reicht. 

§ 3 

Vollstreckungsanordnung 

(1) Die Vollstreckung wird gegen den 
Vollstreckungsschuldner durch Vollstrek- 
kungsanordnung eingeleitet; eines vollstreck- 
baren Titels bedarf es nicht. 

(2) Voraussetzungen für die Einleitung 
der Vollstreckung sind: 

a) der Leistungsbescheid, durch den der 
Schuldner zur Leistung aufgefordert wor- 
den ist; 

b) die Fälligkeit der Leistung; 

c) der Ablauf einer Frist von einer Woclie 
seit Bekanntgabe des Leistungsbescheides 
oder, v/enn die Leistung erst danach fällig 
wird, der Ablauf einer Frist von einer 
Woche nach Eintritt der Fälligkeit. 

(3) Vor Anordnung der Vollstreckung soll 
der Schuldner ferner mit einer Zahlungsfrist 
von einer weiteren Woche besonders gemahnt 
werden. 

(4) Die Vollstreckungsanordnung wird 
von der Behörde erlassen, die den Ansprudi 
geltend machen darf. 

§ 4 

Vollstreckungsbehörden 

Vollstreckungsbehörden sind: 

a) die von einer obersten Bundesbehörde im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern bestimmten Behörden des be- 
treffenden Verwaltungszweiges; 

b) die Vollstreckungsbehörden der Bundes- 
finanzverwaltung, wenn eine Bestimmung 
nach Buchstabe a nicht getroffen worden 
ist. 


§ 5 


Anzuwendende Vollstreckungsvorschriftcn 

Das Verwaltungszwangsverfahren und der 
Vollstreckungsschutz richten sich nach den 
V or Schriften der Reichsabgabenordnung 
(§§ 325 bis 373, 378 bis 381). 


§ 3 


unverändert 


S 4 


unverändert 


§ 5 


Anzuwendende Vollstreckungsvorschriften 

(1) Das Verwaltungszwangsverfahren und 
der Vollstreckungsschutz richten sich im Falle 
des § 4 nach den Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnunv (§§ 325 bis 373, 378 bis 
381). 
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Entwurf Beschlüsse des 24. Ausschusses 

( 2 ) Wird die Vollstreckung im Wege der 
Amtshilfe von Organen der Länder vorge- 
nommen, so ist sie nach landesrechtlichen Be~ 
Stimmungen durchzuführen. 


ZWEITER ABSCHNITT 


Erzwingung von Handlungen, Duldungen 
oder Unterlassungen 


§ 6 


Zulässigkeit des Verwaltungszwanges 

(1) Der Verwaltungsakt einer Behörde 
( § 1 Abs. 1 ) , der auf die Herausgabe einer 
Sache oder auf die Vornahme einer Hand- 
lung, die nicht in einer Geldlei- 
stung besteht, oder auf Duldung oder 
Unterlassung gerichtet ist, kann mit den 
Zwangsmitteln nach § 9 durchgesetzt werden, 
wenn er unanfechtbar ist oder wenn seine 
sofortige Vollziehbarkeit angeordnet 
oder wenn dem Rechtsmittel keine aufschie- 
bende Wirkung beigelegt ist. 

(2) Der Verwaltungszwang kann ohne 
vorausgehenden Verwaltungsakt angewendet 
werden, wenn der sofortige Vollzug zur 
Sicherung oder zum Schutze der 
Verwaltung oder zur Verhinderung 
strafbarer Handlungen oder zur Abwendung 
einer drohenden Gefahr notwendig ist und 
die Behörde hierbei innerhalb ihrer gesetzli- 
chen Befugnisse handelt. 


§ 7 

Vollzugsbehörden 

(1) Ein Verwaltungsakt wird von der Be- 
hörde vollzogen, die ihn erlassen hat. Dies 
gilt auch b e i Beschwerdeentscheidungen. 

(2) Bei sofortigem Vollzug (§ 6 
Abs. 2) ist die Behörde der untersten 
Verwaltungsstufe zuständig. Diese 
Behörde kann auch im Falle des Ab- 
satzes 1 für den Einzelfall oder allgemein 
mit dem Vollzug beauftragt werden. 

§ 8 

örtliche Zuständigkeit 

Muß eine Zwangsmaßnahme außerhalb des 
Bezirks der Vollzugsbehörde vollzogen 
werden, so hat die entsprechende Behörde des 


ZWEITER ABSCHNITT 

Erzwingung von Handlungen, Duldungen 
oder l^nterlassungen 


§ 6 


Zulässigkeit des Verwaltungszwanges 

(1) Der Verwaltungsakt, der auf die Her- 
ausgabe einer Sache oder auf die Vornahme 
einer Handlung oder auf Duldung oder 
Unterlassung gerichtet ist, kann mit den 
Zwangsmitteln nach § 9 durchgesetzt werden, 
wenn er unanfechtbar ist oder wenn sein 
sofortiger Vollzug angeordnet oder wenn 
dem Rechtsmittel keine aufschiebende Wir- 
kung beigelegt Ist. 


(2) Der Verwaltungszwang kann ohne 
vorausgehenden Verwaltungsakt angewendet 
werden, wenn der sofortige Vollzug zur Ver- 
hinderung- strafbarer Handlungen oder zur 
Abwendung einer drohenden Gefahr not- 
wendig ist und die Behörde hierbei inner- 
halb ihrer gesetzlichen Befugnisse handelt. 


§ 7 

Vollzugsbehörden 

(1) Ein Verwaltungsakt wird von der Be- 
hörde vollzogen, die ihn erlassen hat; sie 
vollzieht auch Beschwerdeentscheidungen. 

(2) Die Behörde der unteren Verwaltungs- 
stufe kann für den Einzelfall oder allgemein 
mit dem Vollzug beauftragt werden. 


§ 8 

örtliche Zuständigkeit 

Muß eine Zwangsmaßnahme außerhalb 
des Bezirks der Vollzugsbehörde ausgeführt 
werden, so hat die entsorechende Bundes- 
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Entwurf 

Bezirks, in dem sie ausgeführt werden soll, 
auf Ersuchen der Vollzugsbehörde den Ver- 
waltungszwang durchzuführen. 

§ 9 

Zwangsmittel 

(1) Zwangsmittel sind: 

a) Ersatzvornahme (§ 10), 

b) Zwangsgeld (§ 11), 

c) unmittelbarer Zwang (§ 12). 

(2) Das Zwangsmittel muß in einem ange- 
messenen Verhältnis zu seinem Zweck stehen. 
Dabei ist das Zwangsmittel möglichst so zu 
bestimmen, daß der Betroffene und die All- 
gemeinheit am wenigsten beeinträchtigt 
werden. 

§ 10 

Ersatzvornahme 

Wird die Verpflichtung, eine Handlung 
vorzunehmen, deren Vornahme durch einen 
anderen möglich ist (vertretbare Handlung), 
nicht erfüllt, so kann die Vollzugsbehörde 
einen anderen mit der Vornahme der Hand- 
lung auf Kosten des Pflichtigen beauftragen. 

§ 11 

Zwangsgeld 

(1) Kann eine Handlung durch einen 
anderen nicht vorgenommen werden und 
hängt sie nur vom Willen des Pflichtigen ab, 
so kann der Pflichtige zur Vornahme der 
Handlung durch ein Zwangsgeld angehalten 
werden. Bei vertretbaren Handlungen kann 
es verhängt werden, wenn die Ersatzvor- 
nahme untunlich ist, besonders, wenn der 
Pflichtige außerstande ist, die Kosten zu 
tragen, die aus der Ausführung durch einen 
anderen entstehen. 

(2) Das Zwangsgeld ist auch zulässig, wenn 
der Pflichtige der Verpflichtung zuwider- 
handelt, eine Handlung zu dulden oder zu 
unterlassen. 

(3) Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt 
drei b i s zweitausend Deutsche Mark. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

behörde des Bezirks, in dem sie ausgeführt 
werden soll, auf Ersuchen ('er Vollzugs- 
behörde den Verwaltungszwang durchzu- 
führen. 

§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 


§ 11 

Zwangsgeld 
(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt 
mindestens drei Deutsche Mark und hödi- 
stens zweitausend Deutsche Mark. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


.§ 12 

Unmittelbarer Zwang 

Führt die Ersatzvornahme oder das 
Zwangsgeld nicht zum Ziel oder sind sie un- 
tunlidi, so kann die Vollzugsbehörde den 
Pflichtigen zur Handlung, Duldung oder 
Unterlassung zwingen oder die Handlung 
selbst vornehmen. 


§ 13 

Androhung der Zwangsmittel 

(1) Die Zwangsmittel müssen, außer, 
wenn sie sofort angewendet werden können 
(§ 6 Abs. 2), schriftlich angedroht werden. 
Hierbei ist für die Erfüllung der Verpflich- 
tung eine angemessene Frist zu bestim- 
men, innerhalb der der Vollzug dem Pflich- 
tigen billigerweise zugemutet werden kann. 

(2) Die Androhung kann mit dem Ver- 
waltungsakt verbunden werden, durch den die 
Handlung, Duldung oder Unterlassung auf- 
gegeben wird. Sie soll mit ihm verbunden 
werden, wenn der sofortige Vollzug ange- 
ordnet oder den Rechtsmitteln keine auf- 
schiebende Wirkung beigelegt ist. 

(3) Die Androhung muß sich auf ein be- 
stimmtes Zwangsmittel beziehen. Unzulässig 
ist die gleichzeitige Androhung mehrerer 
Zwangsmittel und die Androhung, mit der 
sich die Vollzugsbehörde die Wahl zwischen 
mehreren Zwangsmitteln vorbehält. 

(4) Soll die Handlung auf Kosten des 
Pflichtigen (Ersatzvornahme) ausgeführt wer- 
den, so ist in der Androhung der Kosten- 
betrag vorläufig zu veranschlagen. Das Recht 
auf Nachforderung bleibt unberührt, wenn 
die Ersatzvornahme einen höheren Kosten- 
aufwand verursacht. 

(5) Der Betrag des Zwangsgeldes ist in be- 
stimmter Höhe anzudrohen. 

(6) Die Zwangsmittel können auch neben 
einer Strafe oder Geldbuße angedroht und so 
oft wiederholt und hierbei jeweils erhöht 
oder gewediselt werden, bis die Verpflidi- 
tung erfüllt ist. Eine neue Androhung ist 
erst dann zulässig, wenn das zunächst ange- 
drohte Zwangsmittel erfolglos ist. 

(7) Die Androhung ist zuzustellen. Dies 
gilt auch dann, wenn sie mit dem zugrunde 
liegenden Verwaltungsakt verbunden Ist und 
für ihn keine Zustellung vorgeschrieben ist. 


§ 12 


unverändert 


§ 13 


Androhung der Zwangsmittel 


(1) Die Zwangsmittel müssen, wenn sie 
nidht sofort angewendet werden können 
(§ 6 Abs. 2), schriftlich angedroht werden. 
Hierbei ist für die Erfüllung der Verpflich- 
tung eine Frist zu bestimmen, innerhalb der 
der Vollzug dem Pflichtigen billigerweise zu- 
gemutet werden kann. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 

(6) unverändert 


(7) unverändert 
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Entwurf 
§ 14 

Festsetzung der Zwangsmittel 

Wird die Verpflichtung innerhalb der 
Frist, die in der Androhung bestimmt ist, 
nicht erfüllt, so setzt die Vollzugsbehörde 
das Zwangsmittel fest. Bei sofortigem Voll- 
(§ ^ Äbs. 2) fällt die Festsetzung weg. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 14 

unverändert 


§ 15 


§ 15 


Anwendung der Zwangsmittel 

(1) Das Zwangsmittel wird nach der Fest- 
setzung angewendet. 

(2) Leistet der Pflichtige bei der Ersatzvor- 
nahme oder bei unmittelbarem Zwang Wi- 
derstand, so kann dieser mit Gewalt ge- 
brochen werden. Die Polizei hat auf Verlan- 
gen der Vollzugsbehörde Amtshilfe zu 
leisten. 

(3) Der Vollzug ist einzustellen, sobald 
sein Zweck erreicht ist. 


Anwendung der Zwangsmittel 

(1) Das Zwangsmittel wird der Festsetzung 
gemäß angewendet. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 16 

Ersatzzwangshaft 

(1) Ist das Zwangsgeld uneinbringlich, so 
kann das Verwaltungsgericht auf Antrag der 
Vollzugsbehörde nach Anhörung des Pflich- 
tigen durch Besdiluß Ersatzzwangshaft an- 
ordnen, w^enn bei Androhung des Zwangs- 
geldes hierauf hingewiesen worden ist. Das 
Grundrecht des Artikels 2 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes wird insoweit eingeschränkt. 

(2) Die Ersatzzwangshaft beträgt min- 
destens einen Tag, höchstens zwei Wochen. 

(3) Die Ersatzzwangshaft ist auf Antrag 

der Vollzugsbehörde von der Justizverwal- 
tung nach den Bestimmungen zu vollstrecken, 
die für die Vollstreckung der 
Zeugniszwangshaft (§ 390 der 

Zivilprozeßordnung) gelten. 

§ 17 

Vollzug gegen Behörden 

Gegen Behörden des Bundes (§ 1 

Abs. 1) und der Länder, ebenso 
gegen Gemeinden und Gemein- 
deverbände sind Zwangsmittel unzuläs- 
sig, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 


§ 16 

Ersatzzwangshaft 

(1) Ist das Zw^angsgeld uneinbringlich, so 
kann das Verwaltungsgeridit auf Antrag der 
Vollzugsbehörde nadi Anhörung des Pflich- 
tigen durch Beschluß Ersatzzwangshaft an- 
ordnen, wenn bei Androhung des Zwangs- 
geldes hierauf hingewiesen worden ist. Das 
Grundrecht des Artikels 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt. 

(2) unverändert 

(3) Die Ersatzzwangshaft ist auf Antrag 
der Vollzugsbehörde von der Justizverwal- 
tung nach den Bestimmungen der §§ 904 
bis 911 der Zivilprozeßordnung zu voll- 
strecken. 

S 17 

Vollzug gegen Behörden 

Gegen Behörden und juristische Personen 
des öffentlichen Rechts sind Zwangsmittel 
unzulässig, soweit nicht etwas anderes be- 
stimmt ist. 
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Entwurf 

§ 18 

Rechtsmittel 

(1) Gegen die Androhung eines Zwangs^ 
mittels sind die Rechtsmittel gegeben, die 
gegen den Verwaltungsakt zulässig sind, 
dessen Durchsetzung erzwungen werden soll. 
Ist die Androhung mit dem zugrunde liegen- 
den Verwaltungsakt verbunden, so erstreckt 
sich das Rechtsmittel zugleich auf den Ver- 
waltungsakt, soweit er nicht bereits Gegen- 
stand eines Rechtsmittel- oder gerichtlichen 
Verfahrens ist. Ist die Androhung nicht mit 
dem zugrunde liegenden Verwaltungsakt ver- 
bunden und ist dieser unanfechtbar ge- 
worden, so kann die Androhung nur insoweit 
angefochten werden, als eine Rechtsverletzung 
durch die Androhung selbst behauptet wird. 

(2) Wird ein Zwangsmittel ohne voraus- 
gehenden Verwaltungsakt angewendet (§ 6 
Abs. 2), so sind hiergegen die Rechtsmittel zu- 
lässig, die gegen Verwaltungsakte allgemein 
gegeben sind. 

DRITTER ABSCHNITT 
Kosten 

§ 19 

Kosten im allgemeinen 

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Ge- 
setz werden Kosten, Gebühren und 
Auslagen erhoben. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine 
Kostenordnung zu erlassen. 

VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 20 

Außerkrafttreten früherer Bestimmungen 

Soweit die Vollstreckung in Bundesgesetzen 
abweictiend von diesem Gesetz geregelt ist, 
sind für Behörden (§ 1 Abs. 1) außer 
nach § 1 Abs. 3 die Bestimmungen dieses 
Gesetzes anzuwenden. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 
§ 18 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Kosten 

§ 19 

Kosten im allgemeinen 

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Ge- 
setz werden Kosten (Gebühren und Aus- 
lagen) erhoben. 

(2) unverändert 

VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

S 20 

Außerkrafttreten früherer Bestimmungen 

Soweit die Vollstreckung in Bundesgesetzen 
abweichend von diesem Gesetz geregelt 
ist, sind für Bundesbehörden und bundes- 
unmittelbare juristische Personen des öffent- 
lichen Redits die Bestimmungen dieses Ge- 
setzes anzuwenden; ^ 1 Abs. 3 bleibt unbe- 
rührt. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


§ 21 

§ 21 

Berlin 

Berlin 

Dieses Gesetz und die zu ihm erlas- 
senen Durchführungsverord- 
nungen und allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften gelten 

auch i n Berlin, wenndasLandBerlin 
nach Artikel 87 Abs. 2 seiner 
Verfassung die Anwendung die- 
ses Gesetzes beschließt. 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§13 
und 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 22 

§ 22 

Inkrafttreten 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1953 in 
Kraft. 
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